
n

Zum Streit Markt- der Plan-Wirtschaft
Von SWALD VO NELL S. }

Um die Jahrhundertwende, i 1NeTr Zeit, die WILr rückschauend zweiftellos
als och Vo Liberalismus geprägt ansehen un: die sich E1n Wirtschafts-
politik heutigen Ausmaßes nıcht einmal Taumen ließ erschienen Schriften
m1 Titeln WI1IC „Deutschland Agrar- iM Industriestaat‘ bzw „„Agrar oder
Industriestaat‘ Die gröfßten Nationalökonomen der damaligen eıt Adolft
Wagner der Spitze, Waren die Führer diesem Streit Worum 1InS
es? Die Frage autete nicht hat Deutschland VOo  — Agrarland sich
1NemM Agrar- und Industriestaat entwickelt ISTt abzusehen, dafß diese Ent-
wicklung sich weılıter Sinne zunehmender Bedeutung der Industrie und
entsprechend abnehmender Bedeutung der Landwirtschaft fortsetzen ird?
Das Ware C1N€e Frage der Diagnose bzw der Prognose SCWCCSCH, 1N€ Irage
der Tatsachenfeststellung, SC 1 der gegenwärtigen, SC1 der abseh-
barerer Zeit erwartenden Tatsachen. Nein darum gm nıcht Die Frage
Wäar vielmehr soll Deutschland den Charakter qals überwiegendes Aorarland
bewahren oder soll 65 sich mehr un mehr ZU Industrieland entwickeln
soll sıch auf Autarkie verlegen oder miıt vollem Schwun  Ia}  o die weltwirt-
schaftliche Arbeitsteilung nd Wirtschaftsverflechtung hineinwerten W  1r
untersuchen dieser Stelle nicht, W as für Sollen bzw Nicht-Sollen da
gememnt WAaTrT; diese Frage hätte damals mehrere Jahre VOT der unseligen,
inzwischen versackten jedenfalls bis heute nıicht ausdiskutierten Wertur-
teilsdebatte bestimmt nı1ıemand gestellt. Für UuUNlSCTEN Zweck genugt voll-
kommen die Weststellung, da{fß SIN Sollen bzw Nicht-Sollen E  I8

W arum ist das wichtig ? Weil daraus hervorgeht, daß die ührenden
Nationalökonomen der Zeıit die Jahrhundertwende verschieden ihre
Meinungen einzelnen und insbesondere auch Bezug auf diese Frage
aren, dennoch . CN Punkt völlig übereinstimmten: für S16 alle wWäar

Selbstverständlichkeit, da{fß iragen SCIH, was SEe1LN solle, und da
1ESE Frage nıcht AUK blofßem theoretischem Interesse, sondern aus prak-
tischen Bedürfnissen heraus und praktischen Ziel stellen SC 1.
Die Nationalökonomen, die sich der Krörterung beteiligten, naatten die
ernstliche Absicht, C1Ne6 verantwortliche Beratung geben. Wissenschaft-
liche Beiräte bei den Ministerien W16 heute gab och nıicht. hber die Wis-
senschaft. wußte ihre Verantwortung und wWwWar bemüht  ’ die Fragen
klären, wohlbegründete Beratung bleten können. Wem, woltür?
Der Staatsführung für die grundsätzliche Ausrichtung ihrer Wirtschafts-
politik.

Stimmen 155,
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der Tat WäarFr damals völlig unstrittig, daß der Staat >nicht einfach die

Dinge treiben lassen dürfe, sondern Wirtschaffspolit.ik machen habe
Gewiß ar das Instrumentarium der Wirtschaftspolitik bescheiden, außerst
bescheiden Im Vergleich heute; gleicher W eise uch die Z/1ele,
die sich steckte, anspruchsloser als heute.

EKs gab eine ‚„„theoretische Nationalökonomie‘‘, die da lehrte, ıIn der
Wirtschaft regle sich alles wunderbar VOoO selbst: die Wirtschaftspolitik des
Staates könne'daher arın bestehen, die Wirtschaft sich selbst ber-
lassen un sıch auf die Funktion des Nachtwächters heute würden WIFr
SaS! des Unpartelischen, der die Einhaltung der je] berufenen „Spiel-
regeln‘“‘ überwacht beschränken. Aber das soziale Elend, das sich
ter der Herrschaft L1INES ungenlerten Liberalkapitalismus herausbildete,
hatte den Staat bereits genötigt, aus der Rolle des Unparteischen
herauszutreten und gestaltend, richtunggebend einzugreifen, autf vielerle1
We  115e „Intervenijeren‘‘.

ach der kKberalen theoretischen Nationalökonomie hätte ausschließlich
der Automatismus des Marktes, näherhin des Weltmarktes, zwangsläufig
bestimmt, ob Deutschland Agrarland blieb der Agrar-  > un Industrieland
der Sar ausgesprochenes Industrieland wurde. Einen Automatismus braucht

nıcht beraten; 19858  —_ kann DU den Automaten onstruleren. Nach der
(alt-)liberalen Theorie bedurfte ber auch dessen nicht; dieser Automa-
t1smus war 80 ‚ordre naturel‘, eine VOormnNn Himmel gefallene Wunderma-
schine; der Mensch hatte nichts anderes tun, aq1s keinen Sand hineinzu-
streuen, VOor allem aber darauf achten, nıicht mıt den Fingern hinein
geraten. Iso strenge wirtschaftspolitische Abstinenz, keine Wirtschafts-
politik.

Die Staatsführung 1900 dagegen war sich ihrer wirtschaftspolitischen
Verantwortung bewufst. Die Deklamationen und Dithyramben, die sozial-
reaktionäre Syndicı V  b Unternehmerorganisationen 1 iIiNN€e des manche-
sterlichen Liberalismus VOoO sich gaben, übten ohl eine gEWISSE TeMmMS-
wirkung duUS, aber Regierung un: Parlament sich arın eInN1S, Sozial-
politik und Wirtschaftspolitik machen INÜSSECN , und WäarecTtT] entschlossen,
S16 machen. Was die Wirtschaftspolitik angeht, sah 108309288 auch klar,
wäas deren wesentliche Aufgabe Se1 die Wirtschaft gestaltend enken.
Das ul besagen: die Wirtschaft als (sanzes aul bestimmte Ziele, die als
wünschenswert oder notwendig erkannt wurden, hinzulenken und ihr dieje-
nıge Gestalt geben oder vielleicht ECSSECET: S16 In diejenige Gestalt 1N£11N-
wachsen lassen, die dem vorgesteckten Ziel entsprach. War das /iel die
möglichst hohe Versorgung aus em eigenen Boden, entsprach dem die
Gestalt 1Ner ochintensivierten Agrarwirtschaft, in der die Industrie 1U  b die
Aufgabe hatte., der Landwirtschalit diejenigen Betriebsmuittel (mineralischer
Dünger., Maschinen, elektrischer trom USW.) liefern, die S1€e selbst icht
produziert. Ist das Ziel die möglichst hohe Nutzbarmachung der Aaus welt-
wirtschaftlicher Arbeitsteilung Z1IeNen  a  a Vorteile, dann entspricht dem
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die Gestalt eiNner exportorientierten Industriewirtschaft, die vorzu gsweiseErzeügnisse mit geringem Materialanteil, aber höherem Arbeitsanteil
herstellt In diesem Sinne erorterte damals die Frage: Deutschland
ÄAgrar- oder Industriestaat, J6 ach der Beantwortung, die diese Krage
fand, der deutschen Wirtschaft die einNne oder die andere Gestalt geben.

Heute versucht der Neoliberalismus uns beizubringen, für alle Wirt-
schaft gebhe Ur LPLLEC entscheidende (systembildende) Grundfrage: WEr

plant? Entweder planen die einzelnen Wirtschaftssubjekte; dann haben WITr
e1Ine Marktwirtschaft, die Je ach Bedarf miıt schmückenden Be1iwörtern, se1l
‚! frel, S£1 sozlal, versehen WITFT: der ist der Staat; dann haben WIT
das, w as ın der wıissenschaftlichen Fachsprache Zentralverwaltungswirt-
schaft heißt, im politischen Tageskampf dag_egén mıt dem verwirrenden
irreführenden Namen „Planwirtschaf c belegt wird. Bis Bewulßstlosig-
eıt wird uns dabei eingehämmert: einer freiheitlichen Gesellschaft und
einem freiheitlichen Staatswesen gehört £1INE Treiheitliche Wirtschaftsord-
Nungs, sprich: Ireie oder wohlklingender sozıiale Marktwirtschaft. Plan-
wirtschaft dagegen führe unausweichlich ZU totalen Verlust der Freiheit

autoriıtär-totalitären Staat Hier wird KRıichtiges un: Falsches geradezu
verhängnisvoller W eise durcheinandergeworfen.

Das Kıchtige: gesellschaftliche Ordnung, staatLiche Verfassung un Wirt-
schafts-ordnung bestehen nıcht unverbunden und unabhängig neben ein-
ander: S1E sıind vielmehr „interdependent‘‘, stehen in wechselseitigerAbhängigkeit, beeinflussen sich gegenseltig In ma{isgeblicher Weise Es ist
das unbestrittene un: nıicht verkleinernde Verdienst des Neoliberalen
Rößke, diese Erkenntnis herausgearbeitet un! in aulßerordentlich wirkungs-voller Weise bereits während des Weltkriegs iIm Ausland und nachher, —
bald ausländisches Schrifttum unls wieder zugänglich wurde, auch bei uns
verbreitet haben Leider fehlt bei den me1isten Neoliberalen die Einsicht

den tieferen Grund siıch verhält: weil die Wirtschaft selbst
e1in gesellschaftlicher Prozeß ist un: nicht, W1€e die ıberale theoretische Na-
tionalökonomie uns glauben machen will, E1n Vorgang zwischen atomisierten
Individuen, der sich anschaulichsten ach dem Modell der inetischen
Gastheorie darstellen und begreiflich machen 1ä0t Rößke selhst 150+€ 1e8
wen1gstens Hälfte gelten: Wirtschaft bedürfe der „gesellschaftlichenW iderlager‘“‘, Se1 qalso immerhin kein freischweben inter-individueller, s(71-
£TN e1inNn „gesellschaftlich widergelagerter“‘ Prozeß Die Mehrzahl der Neo-
Liberalen Sagt arktwirtschaft Wettbewerhb ıst e1ine Veranstaltung,SC ist ıcht VO  an selbst da, sondern mMuUu VO Staat als dem Urheber un
Schützer der R-echtsordnung veranstaltet werden. Das, WVYLS da veranstaltet
wırd ist ber ach W1€e VOr e1N SLITeENS inter -individuell es Geschehen, ıst
Wettbewerb aller unverbundenen einzelnen SECSCH alle einzelnen. be-
ieht sınd Vergleiche mıiıt sportlichen Weettkämpfen;: schr oft werden Ver-
gleiche SCZ0OYEN, 16 Vergleichbarkeit fehlt Hier, die Vergleichbar-‚e1t besteht, wird S1Ee übersehen: Im Sport ist den seltensten Fällen der
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Ine, ir llerRegel das , £am C 99LVY
Wettkampf eintrıtt; niıcht NUr die Fußball-E deralles auf gutes A

sammenspiel ankommt, sondern benso die Mannschaft des Rennstalls, die
hinter dem Rennfahrer steht uchWLn 1eser SCIN Fahrzeug allein über
die Bahn bringen INu

Iso kurz nochmals das Kichtige zwischen gesellschaftlicher Ordnung,
staatlicher Verfassung und Wirtschaftsordnung besteht Interdependenz und
165€6€ 1st sorgfältig beachten W er das och nıcht gewußt haben sollte,
wird gut daran tun bei den Neoliberalen lernen

Nun aber das Falsche und die Begriffsverwirrung Falsch 1sT die Zweitei-
Jung entweder alle Wirtschaftssubjekte planen selbständig (Marktwirt-A  A  en schaft) oder der Staat allein plant tür alle (Zentralverwaltungswirtschaft
mifßbräuchlich Planwirtschaft genannt) Dieses Entweder oder stimmt
nıiıcht Keines VOoO  - beiden hat CS ] gegeben keines VO  un beiden wird

geben. In VWirklichkeit handelt sich nicht ‚00 Entweder oder
sondern C111 Sowohl als auch sowohl die einzelnen Wirtschaftssuhbjekte
planen betreiben 1  hre Geschäftspolitik oder die Hausfrauen ihre Haushalts-
politik als auch der Staat plant betreibt Wirtschaftspolitik Beide planen,
aber ihr Planen hat Sanz verschiedenes Zzu Gegenstand liegt W16 23A0

heute SASCN pflegt verschiedenen Kbenen, das 1N6 auf der Ebene des
Wirtschaftens das andere auf der Ebene der Wirtschaftspolitik Und bei-
dies gehört notwendig en die Wirtschaftspolitik Jegt die Grundlage,
schafft die V oraussetzungen, steckt die Grenzen möglichen der doch erfolg-
versprechenden Planens der einzelnen Wirtschaftssubjekte ab

Daran da{fß Deutschland die Jahrhundertwende sich VO Agrarland
führenden Industrieland entwickelte, haben große Unternehmer ZwWE1-

tellos ma{isgeblichen Anteil. ber da{f diese großsen Unternehmer,
VE

S# Gründer VOIlNl Großbanken, VO  a großen Reedereien, VO  — industriellen Unter-
nehmungen, die Weltruft CrITanscnh, sich i dieser KHıchtung mıiıt Erfolg etä-
tıgen konnten, War bedingt durch die staatliche Wirtschaftspolitik Hätte
die Wirtschaftspolitik des Bismarckreiches sich Zaele gesetzt die JUuHn-
kerlich ostelbische Landwirtschaft nicht hlofß MItTt „Liebesgaben beden-

sondern untfer allen Umständen und jeden Preis al die 61n21g ira-

gende Säule des Staates erhalten, dann die Entwicklung bestimmt
ec1nNnen anderen Weg Wir urteilen nicht ob die damalige Wirt-
schaftspolitik, beispielsweise die Caprivi Zölle oder die Bülow Zölle, richtig
oder talsch, segensreich oder verderblich SEWESCH sind ; WITLr stellen.. DU

fest, da{fß - 1C sich ı das Planen der einzelnen Wirtschaftssubjekte nicht e11-

mischte keiner Weise unterband ohl aber ma{isgeblicher W eise
bestimmend dafür WAäTrL, welche Pläne ZU Erfolg ühren konnten und wel-
chen der Kriolg versagt bleiben mußlßte.

Das Planen des einzelnen Wirtschaftssubjekts und das Planen des Staates
stehen nicht ı Verhältnis des Entweder-oder einander, sondern j —
hältnis der wechselseitigen unentbehrlichen KErgänzung Wirtschaften ıST
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plaı oll Wir
el gilt VO der Politik unddarum schon Tst Sar Vo  5 der

schaftspolitik Der Staat at Wirtschaftspolitik : treiben, und WITr INUuS-
unterstellen, da{fßi sich dabei etwas denkt, planvoll! verfährt.

Ist das „Planwirtschaft‘“, die mit NNerer Zwangsläufigkeit ZzZu autoritär-
totaliıtären Staat führt ?

Wenn wahr WAart, daß sıch CL} Entweder oder handelt da{fß
alles übrige ‚„‚Mischformen sind die Laufe der eıt die freiheitliche
Erbmasse ausmendeln und sich ZzU. vollblütigen autorıtaren Totalitaris-
TINUS hochzüchten annn allerdines WäaTrtc dem Da die Voraussetzun  fe)  ( nicht
stimmt ist die aus ihr —  tor]  IIC Schlufßfolgerung hinfaälli S1C wird auch
dadurch nicht wahrer, dafß S16 — ach Göbbels scher Methode — oft nd

lange wiederhaolt wırd, bis INa  - schliefllich müde wird, ihr och weiıter
ODP'C

Immerhin gibt 65 auch 110€ Planwirtschaft, die ZWar auch eine Zwangs-
Jäufigkeit sich trägt, ber doch C1NE SCWISSEC Neigung verrät, sich
1Dr alles umfassenden, keine Freiheit mehr lassenden Planung VO oben,

totalen Zentralverwaltungswirtschaft auszuwachsen. Und 1st wahr,
dafs der totalen Zentralverwaltungswirtschaft politische FEreiheit 10888
och S KFarce ist

Hier sind ZWE1 Fragen klar beantworten:
wäas ist das für ‚80 Planwirtschaft?
Ist diese Planwirtschaft der iıhr innewohnenden Gefahr grund-
sätzlich abzulehnen oder unter bestimmten Voraussetzungen, wenn
uch u als notwendiges Übel, gutzuheilßen ?

Zu Hier handelt sich diejenige planende Tätigkeit der Staatsge-
walt die, W 16 der wissenschaftliche Sprachgebrauch lautet unmiıttelbar
den wirtschaftlichen Proze{iß eingreift den einzelnen Wirtschaftssub-
jekten verbietet, nach ihren CISCHECN Plänen A verfahren, un gebietet, C111
ihnen vorgeschriebenen Plan auszuführen. Dahin gehört die behördliche
Preisbindung: du darfst nicht den Te15 fordern oder bieten, der dir richtig
scheint, sondern ast behördlich vorgeschriebenen Preis kaufen
der N verkaufen. Wir haben das hauptsächlich och bei den Wohnungs-
mieten. Dahin gehört die Rationierung: ich annn nicht kaufen und VOETLT-

brauchen, Was ich will, sondern NUr, wäas auf Karten, Bezugschein, ach
MmMe1nNnem Platz qauf Dringlichkeitsliste Uu. dgl „zusteht‘‘. ahin gehö-

weiıter die Auflagen aller Art Produktionsauflagen, Verwendungsauf-lagen USW., 1€ I der Kriegswirtschaft eingeführte „Zementierung der Ab-
satzwege‘“ Restbestände unserer Agrarwirtschaft fortbestehen.
ahın gehören letztlich die stärksten die persönliche Freiheit des
Menschen eingreifenden Dienstverpflichtungen. hne Zweifel ıst das Plan-
wirtschaft, aber treffender ennn Inan Zwangswirtschaft; nicht das pla-nende Vorausdenken der OÖbrigkeit ıst das kennzeichnende Merkmal, sSO11-
dern die Anwendung obrigkeitlichen Zwanges, das VO  un der ÖObrigkeit
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planend Vorausgedachte (manchmal auch DU das willkürlich un planlos
Gewollte) verwirklichen. Meint Ina  a dies, ann sollte 6S auch eıIm
richtigen Namen und VO  ; Zwangswirtschaft oder wissenschaftlicher,
aber schwerfälliger VO  —; Zentralverwaltungswirtschaft sprechen.

Zu Dafß einNne solche Zwangswirtschaft keine Annehmlichkeit ist, braucht
INa  ; dem deutschen Volke, das hinlänglich einschlägige KEriahrungen be-
sıtzt, nıcht erzählen. Irotzdem bleibt die Frage oifen, oh s1e, W16 das
heute ZUIN guten Ton gehört, schlechthin verurteilen ist Solange die
Welt steht, hat In  am ıIn eiNner belagerten KHestung die Lebensmiuittel rationıert;
die Rationierung unterlassen, waäare unverantwortlich. Irotz aller neoli-
beralen Programmatik denkt kein verantwortungsbewußter Politiker bei

daran, die Bewirtschaftung e1INeESs Mangelgutes W1€e Wohnraum VO  b heute
autf INOrsSch aufzuheben; jeder sicht ein, daß, solange Wohnbedarf und
W ohnungsbestand derart weıt auseinanderklaffen, w1ie das TOTZ qauideror-
dentlicher Leistungen ohnungsbau heute hbei uns och der Kall ıst, eıne
Bewirtschaftung des Wohnraums nicht entbehrt werden annn ‚Je mehr
die Zwangswirtschaft als e1In. bel scheut, INSO mehr wird sich
strengen, den Übelstand, der S16 ZUMM notwendigen bel macht, schnell
wW1€e möglich beheben. ber nicht die Wolge abschaffen der Hoffnung,
d.afß damıiıt auch die Ursache verschwinde, sondern die Ursache bes-eitigen‚
damıiıt die Holge entfallen kann.

Es gibt Lagen, un wird immer wieder Lagen geben, in denen ZWAaNSS-
wirtschaftliche Mafifinahmen unentbehrlich sind. Man soll solche Lagen
VOT allem einen Krieg nıcht Jleichtfertig herbeiführen dem Gedanken,
816 würden sich mittelst zwangswirtschaitlicher Maßnahmen schon me1ılistern
kassen Aber e1in olk aRnrRn völlig unverschuldet solche Lagen kommen,
SOSar E1n Krieg kann ihm wirklich „aufgezwungen” werden. Weil solche
Lagen eintreten können, weil ihnen untfer Umständen auch sechr CL -
indliche zwangswirtschaftliche Maiinahmen getroffen werden mUssen, des-
WESCI ist unverantwortlich, die Plan- der Zwangswirtschaft als ELWAS

sich Böses, {was schlechthin Verwertfliches hinzustellen. die austerity-
Politik des Nachkriegs-England richtig, durch die Verhältnisse DE-
boten, oder Talsch, überflüssig WAälL, kann ruhig dahingestellt bleiben.
al die selbstverständliche Disziplin, mıiıt der das britische olk sich die
lästigen Vorschriften gehalten hat (‚we British Aarce disciplined people‘!),
nıcht NUr moralisch, sondern auch politisch eın SaNzZ großer Aktivposten ISst,
daran ist kein Zweiftel möglich. Und da{fs die Bewirtschaftung des Mangels
be  } u1LLs den Jahren ach dem Zusammenbruch deswegen sich VCI -

heerend ausgewirkt hat, weil die Menschen die Vorschriften schliefßfslich
allgemein nıcht beobachteten, daflß Ende auch der Gutwilligste sich g.-
ZW ungen sah, ihnen zuwiderzuhandeln, urn existleren können, ist kein Be-
WE1S T} zwangswirtschaftliche Maifßinahmen S HRahmen des Notwendigen
einerselts, de Zumutbaren anderseifts, sondern ur eın Bewels SC diese
Zwangswirtscha{it, die belastet Wäar mıiıt dem Hiuch und der Demoralisation
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eiNeESs V'bel*ß(ihßl'i$‚(}hßll und ver. 101'6‘1'i en Krieges und muıt der anfänglichen,
Gott sel Dank, bald überwundenen Verblendung der Sleger, die sich damals
och nıcht VO Morgenthau-Plan ZU Marshall-Plan durchgerungen hatten.

Der Marshall-Plan War zweitellos W1€e schon sSeiN Name besagt e1in
Stück Planwirtschaft. Kür die Bürger der Vereinigten Staaten VO  b Amerika
Wäar Sar e1n Stück echter Zwangswirtschaft, indem der amerikanische
Steuerzahler durch gesetzliches Gebot angehalten wurde, Steuern zahlen,

denen die Mafifinahmen des Planes tHinanziert wurden. Wie alle Pläne,
hatte auch der Marshal!-Plan SEC1INE Fehler und Schwächen, und bei der

Durchführung schlichen sich weitere Fehler e1INn. Nichtsdestoweniger hat
ungeme1n förderlich gewirkt. Jle UuUNsSecIeN Tagen beliebten ideologi-
schen Kreuzzüge >  x  E€SCH Planwirtschaft erwelsen denn uch dem Marshall-
Plan ihre Keverenz; VO Marshall-Plan spricht Ina.  — höflicherweise nicht,
199878  n klammert ihn stillschweigend aus.

Der Marshall-Plan ist auch die praktische Widerlegung der törichten Be-
hauptung, Planwirtschaft führe zwangsläufig ZuUu totalen Staat Eine kom-
plette Zentralverwaltungswirtschaft ıst totaler Staat; darüber sind keine
W orte ZU verlieren. Durchaus unbewilesen und unzutreffend aber ist die Be-
hauptung, jede plan- oder zwangswirtschaftliche Mafinahme ziehe 2AUS sach-3
licher Notwendigkeit immer weitergehende Kıngriffe nach sich, hıs eben
schließlich die komplette Zentralverwaltungswirtschaft erreicht SE1 Dais
Maisnahmen, insbesondere Zzwangsweise Kingriffe, nicht selten, wirksam

SeIN, durch ergänzende Mafßinahmen abgestützt werden mUussen, ist T1IC  h-
ıg uch das ıst richtig und durch die Krfahrung erhärtet, da{fß die DBewirt-
schaftung dies Mangels azu führen den Mangel verschärfen und da-
durch wieder e1Ne€e verschärifte Bewirtschaftung nötig machen. W ir haben
erlebt, W16e die kriegswirtschaftliche Zwangswirtschaft, jJe unhaltbarer die
Kriegslage wurde, weıter u  - sich orTi1ff, den Krieg immer och e1IN-
mal verlängern können. Aber das sıind keine inneren Notwendigkeiten.
Man konnte auch mıiıt dem Wahnsinn des Kriegführens Schluß machen.
Vernünftigerweise wird der LZieit, der man den Mangel zwangsbe-
wirtschaftet, Maßfßnahmen Überwindung des Mangels treffen; InNna  —; mufß

I11U wollen. Den W ohnungsmangel bekämpfen WIT sechr wirkungsvoll mıt
dem Krfolg, da{fs die Zwangsbewirtschaftung des Wohnraums allmählich
fortschreitend gelockert werden kann. Man kann zwangswirtschaftliche
Maßlßnahmen nıcht Dlo{ß eintühren un! Immer weıter ausbauen; annn S16
uch abbauen, ja 509a abschaffen. Ist das mıt Krifolg geschehen, annn
vergleichen die Menschen den unerfreulichen Zustand unter der Ziwangs-wirtschaft und den viel angenehmeren Zustand ach ihrer Aufhebung. Ihnen
kommt dann VOL, freie Wirtschaft un /wangswirtschaft unterschieden sich
W12E Jag urnd Nacht. In Wirklichkeit liegt hier eEine Verwechslung VOoOnNn Ur-
sache und Wirkung VO Bei Nacht un Sturm mu{fß INna  I zwangswirtschaft-liche Mafßsnahmen ergreifen; wirtschafttliches Schönwetter gestattetl, das
Steuer der Wirtschaftslenkung 208& och miıt schr leichter Hand jühren,
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der cha iınen tnısm
ıt nicht in Abrede estellt sein, dagewähren. Dam soll ga

Wirtschaftsfreiheit imstande ist, das Winteschaftliche Sr no
schöner, ja iın gewlissem Grade ‚„beständig‘““ machen; wirtschaftli-
ches Sturmwetter meılstern ıst die frei wettbewerbliche Marktwirtschaft
jedoch nıcht imstande. )as weilßß s1e übrigens auch selhst besten: sobald
DUr e1in Völkchen wirtschaftlichen -Jimmel heraufzieht, schreit die .„freie
Wirtschaft“‘‘ ja W1e en iınd ach dem Schutz und der Hilfe VO  —_ Vater Staat

Den überzeugendsten Beweis dafür, dafß zwangswirtschaftliche Maf(ßnah-
11EeN nıcht ZUIM totalen Staat führen, 1efert die Wirtschaftspolitik der 1L7N-
desrepublik Deutschland. Man redet immer davon, unNnseTe€e Wirtschaft sel
eine Ireie Marktwirtschalit, veredelt ZU sozialen Marktwirtschalft. Wie sechen
demgegenüber die Tatsachen qus ? Die Wohnungswirtschaft ist nicht irel,
sondern och fast o  anz zwangsbewirtschaftet und preisgebunden. Die Agrar-
wirtschaft hat ihre ‚„Marktordnung”‘, wäas besagt, da{fs S12 nicht marktwirt-
schaftlich verfalßt ist. Die anz überwiegende Mehrzahl der Preise landwirt-
schaftlicher Krzeugnisse ist entweder gebunden (gesetzlich vorgeschriebene
Getreidepreise) oder durch staatliche Institutionen un amtliche Maßnah-
1i1LEIN maninuliert (die TeIsSE des eingeführten Getreides werden durch staat-
liche Einfuhrstellen „hinaufgeschleust‘‘; dıe Einfuhrmengen zahlreicher Pro-
dukte werden gedrosselt, die Preise auft bestimmter, Vo den iınländi-
schen Krzeugern gewünschter Höhe halten; USW. USW.). Wohnungswirt-
schaft und Agrarwirtschaft sind schon zwei SAaNZ dicke, für e1INe freie W ett-
bewerbswirtschalt unverdauliche Brocken. Das ıst aber och längst nıcht
alles Unser Aufßenhandel ist gegenüber den OEECG-Ländern weltge-
hend (keineswegs vollständig!) „„liberalisiert"‘, gegenüber dem $-Raum je-
doch u ın sehr bescheidenem Madße;: azu <OoOmMen die handelsvertragli-
chen Abnahmeverpflichtungen. 7Zu den wichtigsten Preisen gehören 1n -
SC} un Löhne. Unsere Zinssätze sind 1m wahrsten Sinne des Wortes ZC11-

tralverwaltungswirtschaftlich manipuliert, während .‚eld und seine
Stabilität ja überhaupt nichts anderes ıst als das Krzeugnis zentralverwal-
tungswirtschaftlicher Manipulierung (alle W ährungen der heutigen Welt

sind\ „manipulierte” Währungen! Dafß die Lfihne sich nicht freien

Die Devisenzwangswirtschaft se1 u eben beiläufig erwähnt. Sie hat vielleicht mehr
als jede andere zwangswirtschafiliche Maßnahme cdie Tendenz S1C. das NZze Wirtschalfts-
leben ın zwangswirtschaftliche Formen A überführen; den dreißiger ahren hat S16 tat-
sächlich ın diesem Sinne gewirkt (vielleicht sagt INa  on allerdings auch hier richtiger: hat sSie
sich als eın für derartige Absichten besonders geelgnetes und wirksames Instrument rWIE-
sen ) Jetzt befindet S1IC. die Devisenbewirtschaftung ın verhältnismäßig raschem Abhbau. Also
selbst bei dieser wahrscheinlich virulentesten Art Vo Zwangswirtschaft ist keine Zwangs-
läufigkeit, sondern liegt letzten Endes 1m Wiıllen der S1e handhabenden Menschen, wa
daraus wird. Während ber och VOL nicht Janger eıt ausposaunt wurde, 198878 brauche NUur
die ‚„„‚Konvertibilität“‘ herzustellen un: diese mache dann on selbst die Devisenbewirtschaf-
tung entbehrlich, redet IiNna jetzt, allmählich ernst WIr  ‘5 schr 1el bescheidener:
hat sich überzeugt, dafß 190981  — ZUEeETST die wirtschaftlichen Voraussetzungen schaffen muf, die
In€ Devisenbewirtschaftung entbehrlich machen, daß dann allerdings ıhr dem jeweiligen
Stand der Dinge angepaßter tortschreitender Abbau erheblich dazu beiträgt, die zuerst ein-
mal mühsam geschaffenen Voraussetzungen ohne weitere Mühe un Qual befestigen‚\
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schaft e n  der ewiß sind mıt ihr viele öste Probfl:me
verbunden, auch verfassungsrechtliche Probleme. Geben WIT uns Re-
chenschaft, dafß außer den offiziellen mehr der weniger zentralverwal-
tungswirtschaftlichen Regelungen och eine Fülle inoffizieller Regelungen
durch stillschweigende oder ausdrückliche (obwohl verbotene!) W ettbe-
werbsbeschränkungen besteht, mu{f 8838l sa  SC die heutige Wirtschafit
der Bundesrepublik ist alles andere qlg eıne nach Wettbewerbsprinziplien
atlaufende Marktwirtschaft;: einzelne Teile sind wettbewerblich-marktwirt-
schaftlich organisiert, andere Teile sind privat vermachtet; sehr grofße und
lebenswichtige Teile sind mehr oder weniger zentralverwaltungswirtschaft-
lich vertalt. E faDie Wirtschaftsverfassung UNSCTCEF Bundesrepublik ıst denkbar NeiIN-
heitlich, ın hohem Grade mıt legalen und illegalen plan- oder zwangswirt-
scha{itlichen standteilen durchsetzt. ITrotzdem funktioniert s1e. Von einem

Oaihr innewohnenden trend SA  = tqtalen Staat iıst nicht das geringste VEer-

spüren. Die Entwicklung se1t der Mi  te 194585 durch das sogenannte Leitsätze-
(Gesetz? vollzogenen Wende verläuft bisher eindeutig auft der Linie allmäh-
lichen Abbaus der allerdings immer och schr massıven zentralverwaltungs- RE TE
wirtschaitlichen Kestbestände.?

W 1e immer dem einzelnen se1l  ° die Diffamierung ZWAaANSS- der plan-
wirtschaftlicher Mafßnahmen als kollektivistisch, als In den totalen Staat
Lührend, ist C1Ne grobe und schr gefährliche Irreführung. RKichtig ist, da{fs
zwangswirtschaftliche Maisnahmen W1€e alle Beschränkungen der Freiheit

in dem ]Jewenlls notwendigen, Iso sachlich gebotenen Mal vertretbar
sind (SO 1e1 Freiheit als möglich, viel Bindung als notwendig). In wel-
chem Ma{iß S16 jeweils notwendig sind, ist ber keine Krage der Weltanschau-

sondern eine Frage nüchterner, leidenschaftsloser Tatsachenfeststel-
Jung Das schlie{st selbstverständlich nicht aus, da{ß eine weltanschauliche
Brille, gleichviel ob die individualistisch-liberale oder die kollektivistische,
das Bild der Tatsachen vertälschen ann. Trotzdem Jleibt die Frage e1INe
Sach- un YTatsachenfrage, €e1ıne Grundsatzirage und noch wenıger eine
Krage der W eltanschauung. Im Augenblick haben WIT sehr dringende Ver-
anlassung, uns dagegen wehren, da{fß uUuNsecerTE Weltanschauung, ll sagen E

2 Gesetz ber die Leitsätze Ür die Bewirtschaftung un Preispolitik ach der Geldreform
ZnV 24 1943, WiGBI Die ausführliche Präambel dieses Gesetzes verdient auch

heute och aufmerksam nach elesen Z.u werden; der damals gerade anlaufende Marshall-Plan
WIT': darın alg Begründung TUr die Abkehr Vo dem bisherigen Zwangssystem angeführt:Planwirtschaft als Weg ZUr Überwindung der Zwangswirtschaft!

Die Landwirtschaft allerdings verteidigt nicht nNu ihre zentralverwaltungswirtschaftliche„Marktordnung“‘, sondern unternımmt So  Sa  O}  Ar Vorstöße, die, folgerecht nde gedacht un ©durchgeführt, NSeTE Gesamtwirtschaft eiınem ziemlich zentralverwaltungswirtschaftlichenSystem unterwerien würden. Sachliche Gründe, diesem Begehren der Landwirtschait oder,
ohl richtiger, bestimmter Interessentenkreise innerhalb der Landwirtschaft nachzugeben,stehen nicht. ber se!'bst die Vereinigten Staaten VO Amerika, die ın ihrer Wirtschafts-

lıtik dem Begehren der Farmer weitgehend nachgegeben unı sich dadurch ın beachtliche
hwieri keiten hineinmanövriert haben, sind deswegen noch nicht aut dem Weg in den

totalen taat; selbst McCarthy hat diesbezüglich noch keine Alarmrufe ausgestoßen.

Ba
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UuUNnsSer christlicher Glaube, zugunstén wirfschaftspolitisc‘‚her Tagesmeinun-
SCHh miıt Beschlag belegt wird.4

Nähme Inan das wörtlich, was in neoliberalem Schrittthum und politi-
scher Propaganda verkündet WIT  d, xönnte die Nutzanwendung keine alı-
eTe als diese SCIN: keine Wirtschaftspolitik; sofortige Schließung samt-
licher mit Wirtschaftspolitik befafisten Amtsstellen in Bund und Ländern.
Glücklicherweise fühlt zeine dieser Amtsstellen sich versucht, wörtlich
nehmen: 831e treiben W irtschaftspolitik; 816e tun C miıt viel Fleiß, Gründlich-
keit, vÜel V erantwortungsbewußtsein und Kenntnissen. Um die Jahrhundert-
wende Wäar die Frage: sollen WIT die industriewirtschaftliche Kntwicklung
Deutschlands ördern und wln 13, bis welchem Grade sollen WIT die Um-
bildung VO Agrar- ZzU. Industriestaat fortschreiten lassen ? Heute sind
VOTZUgSWEISE andere Kragen, insbesondere die Frage der SOSENANNTEN
Integration Deutschlands ın einem größeren Wirtschaftsraum, Se1 das
Kleineuropa der Montan-Union, se1en die Länder des Kuropa -Hates, Sgelen

die OEKCG-Länder der wıe ıimmer. In jedem Fall ıst C555 eiINe Frage ach
der durch entsprechende lenkerische Maßnahmen anzustrebenden G(Gestalt
der deutschen Wirtschaft, die Je ach den verschiedenen 1nNns Auge gefaßten
Integrationsräumen 1n€e andere se1n mu{ uch dıe alte Autarkiefrage
kehrt wieder: sollen versuchen, einen Wirtschaftsraum schaffen, der
möglichst weitgehend sich selbst genüugen vermag, der infolgedessen VCI-

mutlich auch Neigung ze1ıgen wird, dieses Selbstgenügen pflegen, und IIUTE

wen1g Gewicht auf stärkere weltwirtschaftliche Verflechtung legen wird?
der sollen WIT einen Wirtschaftsraum schaffen, der VO  - vornherein stärk-
sSTENS iın die Weltwirtschaft vertlochten ist und die Tendenz haben wird, sich
allmählich in die Weltwirtschaft 1ne1in autfzulösen ? Welche Prägung wollen
WIT UNsSeTeET Volkswirtschaft geben, S16 auf die vielleicht nicht freier
Wahl unterliegende Entscheidung auf die Kingliederung den einen
der anderen Integrationsraum vorzubereiten, S1€ iınem begehrens-
wWertien und daher willkommen geheilßenen Bestandstück iıner oder —

LTS strukturierten größeren wirtschaftlichen Einheit machen ? Das al-
les sind keine marktwirtschaftlichen Probleme. Der Natur der Sache ach
handelt sıich Planung, und ZWar Planung VO  - der höchsten politi-
schen Ebene her für das (Ganze der Wirtschaft, für die Gesamtheit aller e1iN-
zelnen Wirtschaftssubjekte. die iın Ausführung solcher Planung FA tref-
fenden Maßfßnahmen „„‚Planwirtschaft“ sind, Inas eın Streit S Wort SEe1N.
Auf jeden Fall handelt sich planvoll überlegt gestaltende Lenkung der
Wirtschaft Wer das Wort „Planwirtschaft‘“ verabscheut, spreche dafür
VO Wirtschaftsplanung. ‘

Was Leo iın „Lierum novarum“* über die Pflicht des Staates ausführt, zugunstender wirtschafiftlich schwächeren Volkskreise ‘A intervenleren, ist heute wieder 55  1MN-
modern“‘ 1 12391 ‚„‚Unmodern“‘ ın diesem Falle gleichbedeutend W1€ aktuell, der Mode-
stroömung zuwiderlaufend. Wenn heute der christlich-abendländische Geist SERCH den Inter-
ventionen- und Aktionenstaat beschworen wird, sallte urL das höchst verdächtig se1InN; hier
wird Christentum und Abendland mıt Individualismus verwechselt.


